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Sparen in der Krise: Das BilMoG entlastet Unternehmen bei 
der Bilanzierung  
 
Dr. Volker Schulenburg 
 
Das Gesetz 
 
Am 26. März 2009 hat der Bundestag das „Gesetz 
zur Modernisierung des Bilanzrechts (Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz – BilMoG)“ beschlossen, 
das nach der Zustimmung des Bundesrats und der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt am 29. Mai 
2009 in Kraft getreten ist. 
 
 
Ziel des Gesetzes 
 
Ziel des BilMoG ist es, das deutsche Bilanzrecht zu 
modernisieren und zu einer international akzeptier-
ten, kostengünstigen Alternative zum IFRS fortzu-
entwickeln. Daher sollte das deutsche HGB-
Bilanzrecht an die internationale Rechnungslegung 
angepasst und deutsche Bilanzen auch für auslän-
dische Investoren besser lesbar gemacht werden, 
indem ein realistischeres Bild von der tatsächlichen 
Vermögenslage des Unternehmens erreicht wird. 
Insbesondere bei der Bewertung von Rückstellun-
gen wird dies zu erheblichen Änderungen führen. 
Auch sollen mit dem Gesetz u.a. die Vorgaben der 
EU-Abschlussprüferrichtlinie umgesetzt werden, die 
auf eine Verbesserung der Arbeit und Kontrolle der 
Abschlussprüfer abzielt. Zukünftig müssen daher 
etwa kapitalmarktorientierte Gesellschaften einen 
Prüfungsausschuss bilden und sind bei Aufsichts-
ratsneuwahlen strengere Anforderungen an die 
Qualifikation zumindest eines Teils der neuen Auf-
sichtsratsmitglieder zu stellen.  

Ein weiteres Anliegen des Gesetzes ist es, Unter-
nehmen durch die Reduzierung von vermeidbarem 
Bilanzierungsaufwand zu entlastet. Über diese Ent-
lastungsmöglichkeiten möchten wir Sie in der 
gegenwärtigen Krisenzeit kurz informieren. 
 
 
Entlastung durch Anhebung von Schwel-
lenwerten  
 
Das BilMoG reduziert die Pflichten zur Offenlegung, 
indem es die Schwellenwerte, die für die Einteilung 
in die Größenklassen als kleine, mittelgroße und 
große Kapitalgesellschaft maßgeblich sind, um rund 
20% erhöht. Für Gesellschaften innerhalb dieses 
20%-Korridors, aber auch für Gesellschaften, die 
infolge der Krise schrumpfen oder sich restrukturie-
ren, ergibt sich hier Einsparpotential bei Abschluss- 
und Prüfungsausgaben, sofern sie nunmehr einer 
kleineren Klasse zuzuordnen sind. Als kleine Ge-
sellschaft muss die Gesellschaft ihren Jahresab-
schluss nicht durch einen Abschlussprüfer prüfen 
lassen und lediglich die Bilanz, nicht aber die Ge-
winn- und Verlustrechnung, offenlegen. Im Anhang 
entfallen eine Vielzahl von Angaben, auf einen La-
gebericht kann völlig verzichtet werden. Mittelgroße 
Gesellschaften werden etwa dadurch entlastet, 
dass einzelne Bilanzpositionen zusammengefasst 
werden können und auf Angaben im Anhang und 
Lagebericht verzichtet werden kann, die bei großen 
Kapitalgesellschaften vorgeschrieben sind. 
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 Bilanzsumme von EUR 19.250.000 (bishe

msatzerlöse von EUR 38.500.000 (bish

 250 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt.   

roße Kapitalgesellschaften 

nd solche, die ent-

onzernabschluss 

erte wurden angehoben, un-

Kleine Kapitalgesellschaften 
 
Als klein gelten künftig solche Kapitalgesellschaf-
ten, bei denen mindestens zwei der drei nachste-
henden Merkmale nicht überschritten werden:  
 
 Bilanzsumme EUR 4.840.000 (bisher 

EUR 4.015.000),  
 

 Umsatzerlöse von EUR 9.680.000 (bisher 
EUR 8.030.000) sowie 

 
 50 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt. 
 
 
Mittelgroße Kapitalgesellschaften 
 
Mittelgroße Kapitalgesellschaften sind zukünftig 
solche, die mindestens zwei der drei vorstehend 
bezeichneten Merkmale überschreiten und mindes-
tens zwei der drei nachstehenden Merkmale nicht 
überschreiten: 
 
 r 

EUR 16.060.000),  
 

 U er 
EUR 32.120.000) sowie  

 

 
 
G
 

roße Kapitalgesellschaften siG
weder (i) kapitalmarktorientiert im Sinne des neuen 
§ 264d HGB sind, die also einen organisierten 
Markt im Sinne des § 2 Abs. 5 WpHG durch von 
ihnen ausgegebene Wertpapiere in Anspruch neh-
men oder die Zulassung solcher Wertpapiere zum 
Handel an einem organisierten Markt beantragt 
haben oder/und (ii) die mindestens zwei der drei 
vorstehend bezeichneten Schwellen überschreiten. 
 
 
K
 

uch die SchwellenwA
terhalb derer ein Mutterunternehmen keinen Kon-
zernabschluss und -lagebericht aufstellen muss. 
Eine Befreiung greift dann, wenn in einer der beiden 
Varianten mindestens zwei der drei folgenden 
Merkmale zutreffen: 

Variante 1: 
 
 Bilanzsummen in den Bilanzen des Mutterun-

ternehmens und der einzubeziehenden Toch-

 der 
er-

nternehmen und einzu-

terunternehmen übersteigen nicht 
EUR 21.100.000 (bisher EUR 19.272.000), 

 Umsatzerlöse des Mutterunternehmens und
einzubeziehenden Tochterunternehmen üb

 


steigen nicht EUR 46.200.000 (bisher 
EUR 38.544.000) sowie 

 
 nicht mehr als 250 Arbeitnehmer im Jahres-

durchschnitt bei Mutteru
beziehenden Tochterunternehmen,  

 
 

zw. alternativ Variante 2:b  
 
 Bilanzsumme des Mutteruntern

steigt nicht EUR 
ehmens über-

19.250.000 (bisher 
EUR 16.060.000),  

 38.500.000 (bisher EUR 
32.120.000) sowie  

terunternehmen und einzu-
beziehenden Tochterunternehmen.  

lussstichtag 

ie rückwirkende Anhebung der Schwellenwerte 
und Prüfung des 

 Dezember 2008 von 

hlussstichtagen 

 
 Umsatzerlöse des Mutterunternehmens über-

steigen nicht EUR

 
 nicht mehr als 250 Arbeitnehmer im Jahres-

durchschnitt bei Mut

 
Die Befreiung gilt nicht, wenn das Mutterunterneh-
men oder ein in den Konzernabschluss einzubezie-

endes Tochterunternehmen am Abschh
ein kapitalmarktorientiertes Unternehmen im Sinne 
von § 264d HGB n.F. ist.  
 
 
Kosteneinsparpotential 
 
D
kann schon bei der Aufstellung 
ahresabschlusses zum 31.J

Interesse sein, da die neuen Schwellenwerte für 
alle nach dem 31. Dezember 2007 beginnenden 
Geschäftsjahre maßgeblich sind:  
 
Eine kleinere Größenklasse als bisher findet An-
wendung, wenn die Kriterien der niedrigeren Klasse 
n zwei aufeinanderfolgenden Absca

(in der Regel jeweils der 31. Dezember) unterschrit-
ten wurden. Unterschreitet die Gesellschaft also am 
31. Dezember 2007 die bisherigen und am 31. De-
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rnehmen auch, wenn es in 2007 erstmalig die 
chwellen einer höheren Klasse überschritten hat, 

ellenwerte 
uch nicht selbst wieder konterkariert: Bis zuletzt 

zember 2008 die erhöhten Schwellen einer niedri-
geren Klasse, sind für den Jahresabschluss 2008 
bereits die entsprechenden Erleichterungen der 
niedrigeren Klasse anwendbar. Unterschreitet die 
Gesellschaft erst in 2008 die erhöhten Schwellen, 
ist die niedrigere Klasse für den Abschluss 2009 
anzuwenden, wenn die erhöhten Schwellen auch in 
2009 unterschritten werden. Gerade angesichts der 
Krise ist das Unterschreiten der Schwellen gestalt-
bar und/oder kann auch Folge anderer ohnehin 
geplanter Maßnahmen wie Entlassungen oder Aus-
gliederungen sein. Gestaltungsspielraum bietet 
sich, da nicht jeweils die gleichen zwei Schwellen-
werte unterschritten werden müssen. Sofern also 
z.B. ein Unternehmen zum 31. Dezember 2008 bei 
Umsatz und Bilanzsumme unter die Kennziffern 
fällt, zum 31. Dezember 2009 jedoch bei der Mitar-
beiterzahl und dem Umsatz, genügt dies, um in den 
Genuss der Erleichterungen der niedrigeren Grö-
ßenklasse zu gelangen. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob der Umsatz krisenbedingt zurückgegangen ist 
oder auf eine Tochtergesellschaft übergeleitet wur-
de. 
 
In den Genuss der neuen Regelung kommt ein 
Unte
S
nach der Anhebung der Schwellenwerte in 2008 die 
(neuen) Schwellen jedoch wieder unterschreitet. 
Dann kommt es trotz der zwischenzeitlichen Über-
schreitung der Schwelle nicht zu einer Erhöhung 
der Größenklasse und dem damit verbundenen 
Mehraufwand beim Jahresabschluss. Dieser Mehr-
aufwand kann auch vermieden werden, wenn es 
durch Maßnahmen gelingt, in 2009 wieder zu einer 
niedrigeren Klasse zurückzukehren, der das Unter-
nehmen zuletzt in 2007 zuzuordnen war. 
 
Entgegen seiner ursprünglichen Absicht hat der 
Gesetzgeber die Anhebung der Schw
a
war vorgesehen, dass Unternehmen zukünftig 
selbst geschaffene immaterielle Vermögenswerte in 
der Bilanz aktivieren müssen, um ein vollständige-
res Bild über ihre Vermögenssituation zu geben. 
Dies hätte aber nicht nur erheblichen Aufwand bei 
der Abgrenzung von bilanzierungsfähigen Entwick-
lungskosten und nicht bilanzierbarem Forschungs-
aufwand und Schwierigkeiten bei der Bewertung 
der immateriellen Vermögensgegenstände mit sich 
gebracht. Die mit der Aktivierungspflicht verbunde-
ne Vergrößerung der Bilanzsumme hätte die Erhö-
hung der Schwellen zudem kompensiert, so dass 

die Anhebung der Schwellenwerte im Ergebnis oft 
nicht zu einer Entlastung geführt hätte. Quasi in 
letzter Minute hat der Gesetzgeber jedoch be-
schlossen, statt einer Pflicht zur Aktivierung den 
Unternehmen ein entsprechendes Wahlrecht zuzu-
gestehen. Nun haben Unternehmen die Wahl, ob 
sie immaterielle Vermögensgegenstände aktivieren, 
gezwungen sind sie dazu nicht. 
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